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Sehr geehrte Frau Bundesaußenministerin, 

am 30.11.2022 hat die UN-Vollversammlung mehrheitlich beschlossen, im 
kommenden Jahr an den 75. Jahrestag der Nakba zu erinnern. Deutschland und 
weitere europäische Länder stimmten gegen den Resolutionsentwurf. 

Mit dem arabischen Wort NAKBA (Katastrophe), kennzeichnen die PalästinenserInnen 
ihre systematische Flucht und Vertreibung aus ihrem Heimatland im Jahr 1948 und 

nicht, wie die von israelischer Seite uminterpretiert dargestellte und von der 
deutschen Politik seither übernommene Version, es handele sich bei diesem Datum 
lediglich um die israelische Staatsgründung.  

Palästina war zum Zeitpunkt der Staatsgründung Israels nämlich nicht unbewohnt, 
wie bis heute noch vielfach verbreitet wird und manche hierzulande glauben machen 

wollen. Dagegen spricht schon die Tatsache, dass bis heute die Erwähnung des 
Tatbestandes der NAKBA in Israel unter Strafe steht. 

Deutschland ist das einzige Land, das seine belastende und schändliche Geschichte 

während der Naziherrschaft und seine besondere Verantwortung für das Verbrechen 
gegen die Juden aufgearbeitet hat. Dafür wird es international gelobt. Der 

nationalsozialistische Völkermord an den Juden Europas wird ebenfalls mit 
Katastrophe, sprich Shoa bezeichnet. 

In diesem Kontext kritisiert die Deutsch-Palästinensische Gesellschaft e.V. Ihre 
Entscheidung, sich nicht auch eindeutig zur seit 1948 bis heute anhaltenden 
völkerrechtswidrigen Vertreibung und Unterdrückung der palästinensischen 

Bevölkerung zu positionieren und leider gegen den UN-Beschluss zu stimmen.  

Ihre Entscheidung ist in keiner Weise ein Beitrag für ein in der Tat notwendiges 

zielstrebiges und überfälliges Eintreten für eine gerechte Friedenslösung für beide 
Bevölkerungen in Palästina und Israel.  

In Ihren internationalen Aktivitäten verurteilen Sie zu Recht und immer wieder die 

Missachtung und den Bruch des Völkerrechts, nicht jedoch, wenn dies durch Israel 
gegenüber den Palästinensern begangen wird. Warum eigentlich nicht? 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Nazih Musharbash 
Präsident der Deutsch-Palästinensische Gesellschaft e.V. 



 
 
 

Ein alarmierender Bericht zum 

"israelbezogenen Antisemitismus", der 
unsere Arbeit erschweren und unter 

Umständen kriminalisieren wird. 

 
 

 





 

 
 
 



 
 



 
 



 
 
 



 



 



 

 
 



 

 
 



 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 



 
 
 



 


